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S
eit dem vergangenen Dienstag ist
eines ganz klar: Nach 30 Jahren
an der Macht hat Husni Mubarak
keine Unterstützung mehr in der
Bevölkerung – wenn er sie denn

je hatte. Vor allem junge Ägypter haben ge-
nug von Korruption, sozialer Ungerechtig-
keit und mangelnden Perspektiven. Sie
können die hölzern vorgetragenen, immer
gleichen Versprechen einer besseren Zu-
kunft nicht mehr hören. Sie wollen Wan-
del. Jetzt. Sofort. Doch haben sie eine realis-
tische Chance, dem autoritären Regime
des 82-jährigen Hosni Mubarak ein Ende zu
bereiten?

Fest steht zum jetzigen Zeitpunkt: Der

alte Präsident und seine Getreuen versu-
chen alles, um dieses Ende abzuwenden.
Und sie sind offensichtlich bereit, hierfür
über Leichen zu gehen.

Als auf den Straßen von Kairo, Alexan-
dria und Suez deutlich wurde, dass die vie-
len Tausend Demonstranten nicht zu stop-
pen waren, als klar war, dass auch scharfe
Munition die Ägypter nicht von ihrer Forde-
rung nach einem Ende des Regimes abbrin-
gen würde, hat sich die Altmännerclique
um Hosni Mubarak offenbar entschieden,
ihre Strategie zu ändern. Drei Taktiken wer-
den nun angewandt, um den eigenen Kopf
und das Regime zu retten.

Die erste Taktik ist es, Sündenböcke zu
präsentieren. Hosni Mubarak setzte kurzer-
hand die Regierung ab, die wegen sozial un-
ausgewogener Wirtschaftsreformen sehr
unbeliebt war. Allerdings: Die Regierung in
Ägypten hat keine Macht und damit auch
kaum Verantwortung – ist also die falsche
Adresse.

Zudem musste einer der am meisten ge-
hassten Politiker in Ägypten, der Multimilli-
ardär Ahmed Ezz, alle seine Führungsäm-
ter innerhalb der Regierungspartei nieder-
legen. Ezz, enger Vertrauter des Präsiden-
tensohnes Gamal Mubarak, war ohne Zwei-
fel ein korrupter Vertreter des Regimes.
Aber eben nur einer. Am System ändern
diese Maßnahmen nichts.

Die zweite Taktik besteht in der Einbin-
dung des Militärs. Nach dem Gewalteinsatz
paramilitärischer Einheiten und Schläger-
trupps des Innenministeriums überneh-

men nun Soldaten die Stellung auf den
wichtigsten Plätzen und Straßen der Haupt-
stadt sowie in anderen Landesteilen. Das
ägyptische Militär hat einen vergleichs-
weise guten Ruf in der Bevölkerung – viele
Familien haben Angehörige in der Armee,
die sich zu einem großen Teil aus Wehr-
dienstleistenden rekrutiert. Zudem gilt das
Militär als weniger korrupt als der aufge-
blähte Polizeiapparat. Bislang verhält sich
das Militär allerdings passiv, die Ordnung
hat es nicht wiederhergestellt.

Das Militär wurde auch in die politische
Verantwortung eingebunden: Der neue Vi-
zepräsident – der erste überhaupt in Muba-
raks Amtszeit – ist der 74-jährige Geheim-
dienstchef Omar Suleiman. Ministerpräsi-
dent wurde der 69-jährige Ahmed Shafiq –
ehemaliger Minister für zivile Luftfahrt
und davor mächtiger Chef der ägyptischen
Luftwaffe. Beide Generäle sind enge Ver-
traute Hosni Mubaraks. Sie sind definitiv
keine Politiker des Wandels.

Die dritte Taktik heißt: Chaos stiften. Die-
ser Schritt ist besonders perfide. Es deutet
einiges darauf hin, dass Polizisten und
Agenten des Innenministeriums nun dazu
eingesetzt werden, die öffentliche Ord-
nung zu stören. Oder genauer gesagt: zu
zerstören. Marodierende Gruppen junger
Männer ziehen vor allem bei Dunkelheit
durch die Straßen, plündern Geschäfte
und Wohnungen, aber auch Museen. Ge-
fängnisse wurden gestürmt und Schwerkri-
minelle entlassen. Es kommt zu regelrech-
ten Angriffen auf einzelne Viertel, auch in
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In Ägypten versucht das
System Mubarak, mit teil-
weise perfiden Methoden
seine Macht zu verteidigen.
Das Schüren von Gewalt
soll den Wunsch nach einer
starken Hand wachrufen.

V
iel zu lange hat sich Europa auf die
strukturellen Probleme der USA kon-
zentriert, wenn es sich mit dem Part-
ner jenseits des Atlantiks beschäf-
tigte. Während sich die Aufmerksam-

keit vor allem in Deutschland auf dessen astrono-
mische Staatsverschuldung, die immens hohe Ar-
beitslosenquote und das Ende des Dollars als
Leitwährung richtete, zimmerte die US-Regie-
rung eine schuldenfinanzierte Antirezessionsstra-
tegie.

Seit dem Wochenende wissen wir: Sie hatte da-
mit Erfolg. Die US-Wirtschaft wuchs 2010 nicht
nur so stark wie seit 2005 nicht mehr. Die Gesamt-
wirtschaftsleistung erreichte im vierten Quartal
mit rund 13,4 Billionen Dollar sogar wieder unge-
fähr das Niveau, das sie vor der Finanzkrise hatte
– privater Konsum und Investitionen der Wirt-
schaft machten dies möglich, obwohl der direkte
Staatseinfluss auf das Wachstum im vierten Quar-
tal sogar negativ gewirkt hat. Es sieht jetzt danach
aus, dass die USA in diesem Jahr und vermutlich
auch 2012 stärker wachsen als im langjährigen
Trend.

Ist es deshalb nun falsch, sich mit den ungelös-
ten, langfristigen Problemen der USA zu beschäfti-
gen? Nicht wirklich. Seit Ausbruch der Krise nah-
men die USA weitere vier Billionen Dollar Kredit
auf, einen Großteil davon, um die Konjunktur an-
zukurbeln. Wenn Washington das Schuldenpro-
blem und die hohe Arbeitslosigkeit nicht in den
Griff bekommt, fährt das Land irgendwann gegen
die Wand.

Trotz dieses Fragezeichens bietet die nun offen-
bar einsetzende starke Expansion der US-Wirt-
schaft in der nächsten Zeit vor allem der deut-
schen Exportindustrie immense Chancen. Sie
ignoriert ja auch nicht das Wachstum in China, ob-
wohl Experten zu Recht vor der langfristigen Ge-
fahr warnen, die dort aus der Unterdrückung rie-
siger Bevölkerungsgruppen erwächst.

Politisch kann sich der US-Aufschwung dage-
gen für Deutschland und sein Bemühen um so-
lide Haushaltsführung in ganz Europa nachteilig
auswirken: Die „amerikanische Lösung“, die
Krise mit neuen Schulden und der Gelddruckma-
schine zu bekämpfen, dürfte im Euro-Raum bald
salonfähig werden. Das gilt vor allem in EU-Län-
dern wie Irland, Griechenland oder demnächst
vielleicht Spanien. In diesen Staaten steht die Poli-
tik unter massivem, teilweise gewalttätigem
Druck der Straße, weil die Bevölkerung die gefor-
derten schmerzlichen Einschnitte nicht hinneh-
men will. Die Bundesregierung und die geldpoli-
tisch konservative Fraktion in der Europäischen
Zentralbank und der Bundesbank werden somit
in schwere Argumentationsnot kommen. Und es
ist nicht so, dass die USA ihr Haushaltsproblem
völlig ignorieren – sie werden dagegen angehen.
Und eine Folge davon wird sein, dass sie von den
Verbündeten eine größere Beteiligung etwa am
Afghanistan-Einsatz fordern werden.

Man muss sich darauf einstellen, dass die USA
vorerst nicht an ihren strukturellen Problemen zu-
grunde gehen. Deutschland muss seine Scheu-
klappen endlich ablegen.
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ärmeren Stadtteilen in Kairo und anderen
Städten. Offenbar sind alle Aktionen zeit-
lich koordiniert und erfolgen mit bemer-
kenswerter Professionalität und Brutalität.
Fast scheint es, als hätte ein Plan für dieses
Vorgehen schon seit längerer Zeit bestan-
den. Das Ziel ist klar: Jeder soll um sein Le-
ben fürchten und daher am besten zu
Hause bleiben. Außerdem soll die Bevölke-
rung Sehnsucht bekommen nach Ruhe
und Ordnung, die am sichersten eine be-
währte, starke Hand gewährleistet.

Mubarak und die alten Generäle, die ihn
umgeben, zeigen einmal mehr, dass es ih-
nen lediglich um Machterhalt geht. Ob es
ihnen tatsächlich gelingt, mit der aufgezeig-
ten Strategie an der Macht zu bleiben,
hängt nicht nur von den Demonstranten
auf Ägyptens Straße ab. Das Ausland ist ge-
fragt, allen voran die USA. Washington hat
entscheidenden Einfluss auf das ägypti-
sche Militär, das seit dem Camp-David-Ab-
kommen, dem ägyptischen Friedens-
schluss mit Israel 1979, jährlich rund 1,3 Mil-
liarden US-Dollar überwiesen bekommt.

Doch auch Deutschland und die EU soll-
ten klar Stellung beziehen: sofortige Been-
digung jedweder Gewalt gegen Demons-
tranten, die Freilassung aller politischen
Häftlinge – auch der noch in Haft befindli-
chen Führer der Muslimbruderschaft –
und die Zusicherung freier und fairer Parla-
ments- und Präsidentschaftswahlen
schnellstmöglich und unter internationa-
ler Beobachtung. Darunter geht es nicht,
und darunter darf es jetzt auch nicht mehr
gehen.

Die arabische Krise stand
nicht auf der offiziellen
Agenda in Davos. Dennoch
kam man an dieser „neuen
Realität“ nicht vorbei.

D
ie „neue Realität“ nach der Wirt-
schaftskrise sollte beim Weltwirt-
schaftsforum im Mittelpunkt ste-
hen – die Rückkehr des Wachs-
tums, größeres Vertrauen in die

Stabilität des Euros, eine neue Initiative zum
Freihandel. Eine warme Welle des Optimis-
mus zog denn auch durch die Debattensäle in
den sonnigen Schweizer Bergen. Mit gegen-
seitigem Schulterklopfen wollten Politiker
und Topmanager die seit vier Jahren ner-
vende Krise endlich beerdigen.

Seltsamerweise wurde die auf Harmonie
und Zuversicht ausgerichtete Davos-Idylle
von der „neuen Realität“ im Nahen Osten
kaum gestört. Der Umsturz in Tunesien und
die aufflammende Gewalt in Ägypten fanden
zwar dank alarmierender Fernsehbilder Ein-
gang in die Gespräche auf den Fluren und
Abendempfängen. Aber das offizielle Pro-
gramm wurde erst am Samstagnachmittag
um eine spontane Expertenrunde ergänzt,
als die meisten Teilnehmer schon auf der
Heimreise oder auf der Skipiste waren. Das
Weltwirtschaftsforum hat die Chance ver-
passt, sich zur Plattform für die Debatte über
eine aktuelle Entwicklung zu machen, die die
Welt bewegt. Die zweifellos ehrenwerte Initia-
tive von Bill Gates zur Ausrottung von Polio
bekam in der Kongresshalle mehr Aufmerk-
samkeit als die Nachrichten von den blutigen
Demonstrationen in Nordafrika.

Die „neue Realität“ ist offenkundig eine an-
dere, härtere und kompliziertere als die, die
in Davos weichgezeichnet wurde. Wir müs-
sen zum Beispiel lernen, dass selbst ein nach-
haltiges Wirtschaftswachstum allein nicht
ausreicht, Ländern Frieden zu bringen, in de-
nen korrupte Despoten nach Stasi-Art die De-
mokratie unterdrücken. Wenn der wach-
sende Wohlstand wie in den Maghreb-Län-
dern nur den oberen Zehntausend zugute-
kommt, während die gebildete Mittelschicht
an der wirtschaftlichen Dynamik nicht teilhat
und politisch ohne Einfluss bleibt, können so-
ziale Konflikten oder Umsturzversuche die
Folge sein.

Zur „neuen Realität“ gehört auch, dass die
Glaubwürdigkeit und damit der Einfluss der
westlichen Industrieländer mit ihren stabilen
demokratischen Gesellschaften in den Unru-
heländern erschüttert sind. Der Westen hat
sich auf blühende Geschäfte mit den
Führungsclans dieser Staaten eingelassen, in
der Hoffnung, damit die politische Stabilität
in der Region dauerhaft zu sichern – eine
klare Fehlkalkulation. Die demokratische Op-
position ist auch deswegen so schwach, weil
sie vom Westen bisher ignoriert wurde. Auf-
grund der klebrigen Enge zu den wankenden
Machthabern finden die Politiker deshalb we-
der klare Worte noch ein Echo auf ihre hilflo-
sen Appelle, „nur die Ruhe“ zu bewahren.

Nach der Krise ist vor der Krise – das
scheint die wahre „neue Realität“ zu sein. Die
Unruhen im Maghreb und Ägypten, die nicht
mehr nur von der iranischen Atombombe be-
drohte Stabilität im Nahen und Mittleren Os-
ten sind nur ein Teil der geopolitischen Kri-
sen und Risiken, die den Weltfrieden und da-
mit die wirtschaftliche Erholung der Welt-
wirtschaft bedrohen.

Eine weitere Krise, die noch längst nicht
überwunden ist, befindet sich vor unserer
Haustüre – die Überschuldung fast aller Län-
der der Europäischen Union, die viele Regie-
rungen und die EU nach wie vor zu überfor-

dern scheint. Zwar machten Frankreichs Prä-
sident Nicolas Sarkozy, Kanzlerin Angela Mer-
kel und sogar Großbritanniens Premier Da-
vid Cameron in einem eng abgestimmten
Feldzug in Davos unmissverständlich klar,
dass sie fest auf einen stabilen Euro bauen
und wild entschlossen sind, die nötigen Re-
formen durchzuboxen – aber noch gibt es
nicht mehr als hübsche Absichtserklärungen.
Die Details und die schwierige Umsetzung
kommen erst noch. Die drei haben in Davos
mit ihren starken Auftritten nur ein paar Mo-
nate Zeit eingesammelt. Banker meinten, das
Vertrauen in die Euro-Zone sei definitiv zu-
rückgekehrt, aber wenn die Versprechen
nicht gehalten würden, werde es genauso
schnell wieder verschwinden.

Auch die anderen Risiken sind nicht zu un-
terschätzen: Die Inflation, in den Schwellen-
ländern bereits zu spüren, kann auch nach
Europa und den USA zurückkehren. Das liegt
unter anderem an der Explosion der Rohstoff-
preise, was wiederum mit dem zunehmend
heftigen Ringen um den Zugang zu Rohstof-
fen zusammenhängt. Hier schaut die Welt ein-
mal mehr auf China. Die Volksrepublik steht
auch wegen der künstlichen Verbilligung ih-
rer Währung, in der vor allem die USA eine
Krisenursache sehen, in der Kritik.

Mit China schließt sich der Kreis der Risi-
ken, die die Welt in Atem halten und in Davos
ein zentrales Debattenthema waren. China
als Prototyp der undemokratischen, aber flo-
rierenden Staatswirtschaft, mit dem der Wes-
ten die besten Geschäfte macht. Und China
als das Land, das seine Bevölkerung zwar am
wirtschaftlichen Erfolg beteiligt, aber poli-
tisch bevormundet.

Angesichts des Feuers in Ägypten fragt
man sich, wie lange das noch gutgehen kann.
Denn eins steht fest: Wenn China als Weltwirt-
schaftsmotor ausfällt, steht uns die nächste
Welt-Krise bevor.

„Unser Ziel ist es, innerhalb der
nächsten drei Jahre den
Exportanteil auf 50 Prozent zu
steigern.“
KLAUSREINGEN,
Hauptgeschäftsführer des Bundesverbands
der deutschen Süßwarenindustrie

F rauen beschimpfen Frauen“ – so hat
die „Frankfurter Allgemeine Sonntags-
zeitung“ ihren gestrigen Aufmacher im

Wirtschaftsteil überschrieben. Es ging um
den fast zwei Jahrhunderte dauernden Streit
prominenter Frauen um die weibliche Eman-
zipation in der Gesellschaft. Eine Quintes-
senz des gewollt launigen Beitrags: Immer
wieder waren es die Frauen selbst, die ihrer
Emanzipation durch Streit um die richtigen
Konzepte Steine in den Weg gelegt haben.

Doch der aktuelle Disput, den sich derzeit
Frauenministerin Kristina Schröder und Ar-
beitsministerin Ursula von der Leyen um das
richtige Konzept für eine gesetzliche Frauen-
quote auf den Chefetagen börsennotierter
Unternehmen liefern, ist ein für Deutschland
wichtiger Streit. Hier ringen nicht zwei Mit-
glieder des Kabinetts um die Lufthoheit über
den Stammtischen. Es geht um den richtigen
Weg zu mehr Gleichberechtigung. Das Ziel ist
allgemein akzeptiert. Umso wichtiger ist die
Auseinandersetzung um den Weg dort hin.

Auf der einen Seite die Exfamilienministe-
rin und siebenfache Mutter, die von Anfang
an keinen Hehl daraus machte, dass sie das
Thema Frauen und Familie besser versteht
als ihre jugendliche Nachfolgerin. Auf der an-
deren Seite die werdende Mutter Kristina

Schröder, die sich nicht die Butter vom Brot
nehmen lässt.

Doch wer von den beiden hat nun das bes-
sere Konzept? Am besten wäre gar keine ge-
setzliche Quote. So richtig es ist, dass die Un-
ternehmen bislang viel zu wenig für die ge-
zielte Frauenförderung getan haben, so wahr
ist auch, dass sich das in vielen Unterneh-
men gerade ändert. Zumindest die nächste
Runde bei den Aufsichtsratswahlen, die 2013
ansteht, sollte man vor einer gesetzlichen Re-
gelung daher abwarten.

Wenn schon ein Gesetz kommt, dann ist
Schröders Vorschlag vorzuziehen. Denn er
knüpft an den Corporate-Governance-Kodex
an, den sich die Wirtschaft selbst gegeben
hat: Statt durch den Kodex nur ermuntert sol-
len große Unternehmen durch Gesetz ge-
zwungen werden, sich eine Frauenquote zu
geben. Das müsste auch der Chef der Corpo-
rate-Governance-Kommission, Klaus-Peter
Müller, vertretbar finden. Denn er hatte im-
mer wieder die Wirtschaft gedrängt, ihre
Selbstverpflichtung im Kodex endlich ernst
zu nehmen. Und zu mehr will Frau Schröder
die Wirtschaft nun auch nicht zwingen.

Peter Thelen
thelen@handelsblatt.com
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2,5
Prozent beträgt der Anteil
der Zeitarbeit an den
Arbeitsstunden in
Deutschland. „Damit liegen wir im
EU-Vergleich im hinteren Bereich“,
sagte der Vorstandsvorsitzende der
Bundesagentur für Arbeit (BA),
Frank-JürgenWeise. Dass sich bei der
Zahl der Leiharbeiter 2011 ein neuer
Höchststand abzeichne, finde er
grundsätzlich gut, sagte er demMaga-
zin „Wirtschaftswoche“.
Problematisch werde die Sache, wenn
Zeitarbeit nicht demAusgleich von Ka-
pazitätsspitzen diene, sondern nor-
male Arbeitsverhältnisse ersetze. „Von
diesem Zustand sind wir aber noch
weit entfernt.“
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eines ganz klar: Nach 30 Jahren
an der Macht hat Husni Mubarak
keine Unterstützung mehr in der
Bevölkerung – wenn er sie denn

je hatte. Vor allem junge Ägypter haben ge-
nug von Korruption, sozialer Ungerechtig-
keit und mangelnden Perspektiven. Sie
können die hölzern vorgetragenen, immer
gleichen Versprechen einer besseren Zu-
kunft nicht mehr hören. Sie wollen Wan-
del. Jetzt. Sofort. Doch haben sie eine realis-
tische Chance, dem autoritären Regime
des 82-jährigen Hosni Mubarak ein Ende zu
bereiten?

Fest steht zum jetzigen Zeitpunkt: Der

alte Präsident und seine Getreuen versu-
chen alles, um dieses Ende abzuwenden.
Und sie sind offensichtlich bereit, hierfür
über Leichen zu gehen.

Als auf den Straßen von Kairo, Alexan-
dria und Suez deutlich wurde, dass die vie-
len Tausend Demonstranten nicht zu stop-
pen waren, als klar war, dass auch scharfe
Munition die Ägypter nicht von ihrer Forde-
rung nach einem Ende des Regimes abbrin-
gen würde, hat sich die Altmännerclique
um Hosni Mubarak offenbar entschieden,
ihre Strategie zu ändern. Drei Taktiken wer-
den nun angewandt, um den eigenen Kopf
und das Regime zu retten.

Die erste Taktik ist es, Sündenböcke zu
präsentieren. Hosni Mubarak setzte kurzer-
hand die Regierung ab, die wegen sozial un-
ausgewogener Wirtschaftsreformen sehr
unbeliebt war. Allerdings: Die Regierung in
Ägypten hat keine Macht und damit auch
kaum Verantwortung – ist also die falsche
Adresse.

Zudem musste einer der am meisten ge-
hassten Politiker in Ägypten, der Multimilli-
ardär Ahmed Ezz, alle seine Führungsäm-
ter innerhalb der Regierungspartei nieder-
legen. Ezz, enger Vertrauter des Präsiden-
tensohnes Gamal Mubarak, war ohne Zwei-
fel ein korrupter Vertreter des Regimes.
Aber eben nur einer. Am System ändern
diese Maßnahmen nichts.

Die zweite Taktik besteht in der Einbin-
dung des Militärs. Nach dem Gewalteinsatz
paramilitärischer Einheiten und Schläger-
trupps des Innenministeriums überneh-

men nun Soldaten die Stellung auf den
wichtigsten Plätzen und Straßen der Haupt-
stadt sowie in anderen Landesteilen. Das
ägyptische Militär hat einen vergleichs-
weise guten Ruf in der Bevölkerung – viele
Familien haben Angehörige in der Armee,
die sich zu einem großen Teil aus Wehr-
dienstleistenden rekrutiert. Zudem gilt das
Militär als weniger korrupt als der aufge-
blähte Polizeiapparat. Bislang verhält sich
das Militär allerdings passiv, die Ordnung
hat es nicht wiederhergestellt.

Das Militär wurde auch in die politische
Verantwortung eingebunden: Der neue Vi-
zepräsident – der erste überhaupt in Muba-
raks Amtszeit – ist der 74-jährige Geheim-
dienstchef Omar Suleiman. Ministerpräsi-
dent wurde der 69-jährige Ahmed Shafiq –
ehemaliger Minister für zivile Luftfahrt
und davor mächtiger Chef der ägyptischen
Luftwaffe. Beide Generäle sind enge Ver-
traute Hosni Mubaraks. Sie sind definitiv
keine Politiker des Wandels.

Die dritte Taktik heißt: Chaos stiften. Die-
ser Schritt ist besonders perfide. Es deutet
einiges darauf hin, dass Polizisten und
Agenten des Innenministeriums nun dazu
eingesetzt werden, die öffentliche Ord-
nung zu stören. Oder genauer gesagt: zu
zerstören. Marodierende Gruppen junger
Männer ziehen vor allem bei Dunkelheit
durch die Straßen, plündern Geschäfte
und Wohnungen, aber auch Museen. Ge-
fängnisse wurden gestürmt und Schwerkri-
minelle entlassen. Es kommt zu regelrech-
ten Angriffen auf einzelne Viertel, auch in
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ner jenseits des Atlantiks beschäf-
tigte. Während sich die Aufmerksam-

keit vor allem in Deutschland auf dessen astrono-
mische Staatsverschuldung, die immens hohe Ar-
beitslosenquote und das Ende des Dollars als
Leitwährung richtete, zimmerte die US-Regie-
rung eine schuldenfinanzierte Antirezessionsstra-
tegie.
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fähr das Niveau, das sie vor der Finanzkrise hatte
– privater Konsum und Investitionen der Wirt-
schaft machten dies möglich, obwohl der direkte
Staatseinfluss auf das Wachstum im vierten Quar-
tal sogar negativ gewirkt hat. Es sieht jetzt danach
aus, dass die USA in diesem Jahr und vermutlich
auch 2012 stärker wachsen als im langjährigen
Trend.

Ist es deshalb nun falsch, sich mit den ungelös-
ten, langfristigen Problemen der USA zu beschäfti-
gen? Nicht wirklich. Seit Ausbruch der Krise nah-
men die USA weitere vier Billionen Dollar Kredit
auf, einen Großteil davon, um die Konjunktur an-
zukurbeln. Wenn Washington das Schuldenpro-
blem und die hohe Arbeitslosigkeit nicht in den
Griff bekommt, fährt das Land irgendwann gegen
die Wand.

Trotz dieses Fragezeichens bietet die nun offen-
bar einsetzende starke Expansion der US-Wirt-
schaft in der nächsten Zeit vor allem der deut-
schen Exportindustrie immense Chancen. Sie
ignoriert ja auch nicht das Wachstum in China, ob-
wohl Experten zu Recht vor der langfristigen Ge-
fahr warnen, die dort aus der Unterdrückung rie-
siger Bevölkerungsgruppen erwächst.

Politisch kann sich der US-Aufschwung dage-
gen für Deutschland und sein Bemühen um so-
lide Haushaltsführung in ganz Europa nachteilig
auswirken: Die „amerikanische Lösung“, die
Krise mit neuen Schulden und der Gelddruckma-
schine zu bekämpfen, dürfte im Euro-Raum bald
salonfähig werden. Das gilt vor allem in EU-Län-
dern wie Irland, Griechenland oder demnächst
vielleicht Spanien. In diesen Staaten steht die Poli-
tik unter massivem, teilweise gewalttätigem
Druck der Straße, weil die Bevölkerung die gefor-
derten schmerzlichen Einschnitte nicht hinneh-
men will. Die Bundesregierung und die geldpoli-
tisch konservative Fraktion in der Europäischen
Zentralbank und der Bundesbank werden somit
in schwere Argumentationsnot kommen. Und es
ist nicht so, dass die USA ihr Haushaltsproblem
völlig ignorieren – sie werden dagegen angehen.
Und eine Folge davon wird sein, dass sie von den
Verbündeten eine größere Beteiligung etwa am
Afghanistan-Einsatz fordern werden.

Man muss sich darauf einstellen, dass die USA
vorerst nicht an ihren strukturellen Problemen zu-
grunde gehen. Deutschland muss seine Scheu-
klappen endlich ablegen.

Rolf
Benders

Verantwortlicher Redakteur der Meinungsseiten:
Thomas Hanke, Berlin. Sie erreichen die
Meinungsredaktion: E-Mail: hb.meinung@vhb.de
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ärmeren Stadtteilen in Kairo und anderen
Städten. Offenbar sind alle Aktionen zeit-
lich koordiniert und erfolgen mit bemer-
kenswerter Professionalität und Brutalität.
Fast scheint es, als hätte ein Plan für dieses
Vorgehen schon seit längerer Zeit bestan-
den. Das Ziel ist klar: Jeder soll um sein Le-
ben fürchten und daher am besten zu
Hause bleiben. Außerdem soll die Bevölke-
rung Sehnsucht bekommen nach Ruhe
und Ordnung, die am sichersten eine be-
währte, starke Hand gewährleistet.

Mubarak und die alten Generäle, die ihn
umgeben, zeigen einmal mehr, dass es ih-
nen lediglich um Machterhalt geht. Ob es
ihnen tatsächlich gelingt, mit der aufgezeig-
ten Strategie an der Macht zu bleiben,
hängt nicht nur von den Demonstranten
auf Ägyptens Straße ab. Das Ausland ist ge-
fragt, allen voran die USA. Washington hat
entscheidenden Einfluss auf das ägypti-
sche Militär, das seit dem Camp-David-Ab-
kommen, dem ägyptischen Friedens-
schluss mit Israel 1979, jährlich rund 1,3 Mil-
liarden US-Dollar überwiesen bekommt.

Doch auch Deutschland und die EU soll-
ten klar Stellung beziehen: sofortige Been-
digung jedweder Gewalt gegen Demons-
tranten, die Freilassung aller politischen
Häftlinge – auch der noch in Haft befindli-
chen Führer der Muslimbruderschaft –
und die Zusicherung freier und fairer Parla-
ments- und Präsidentschaftswahlen
schnellstmöglich und unter internationa-
ler Beobachtung. Darunter geht es nicht,
und darunter darf es jetzt auch nicht mehr
gehen.

Die arabische Krise stand
nicht auf der offiziellen
Agenda in Davos. Dennoch
kam man an dieser „neuen
Realität“ nicht vorbei.

D
ie „neue Realität“ nach der Wirt-
schaftskrise sollte beim Weltwirt-
schaftsforum im Mittelpunkt ste-
hen – die Rückkehr des Wachs-
tums, größeres Vertrauen in die

Stabilität des Euros, eine neue Initiative zum
Freihandel. Eine warme Welle des Optimis-
mus zog denn auch durch die Debattensäle in
den sonnigen Schweizer Bergen. Mit gegen-
seitigem Schulterklopfen wollten Politiker
und Topmanager die seit vier Jahren ner-
vende Krise endlich beerdigen.

Seltsamerweise wurde die auf Harmonie
und Zuversicht ausgerichtete Davos-Idylle
von der „neuen Realität“ im Nahen Osten
kaum gestört. Der Umsturz in Tunesien und
die aufflammende Gewalt in Ägypten fanden
zwar dank alarmierender Fernsehbilder Ein-
gang in die Gespräche auf den Fluren und
Abendempfängen. Aber das offizielle Pro-
gramm wurde erst am Samstagnachmittag
um eine spontane Expertenrunde ergänzt,
als die meisten Teilnehmer schon auf der
Heimreise oder auf der Skipiste waren. Das
Weltwirtschaftsforum hat die Chance ver-
passt, sich zur Plattform für die Debatte über
eine aktuelle Entwicklung zu machen, die die
Welt bewegt. Die zweifellos ehrenwerte Initia-
tive von Bill Gates zur Ausrottung von Polio
bekam in der Kongresshalle mehr Aufmerk-
samkeit als die Nachrichten von den blutigen
Demonstrationen in Nordafrika.

Die „neue Realität“ ist offenkundig eine an-
dere, härtere und kompliziertere als die, die
in Davos weichgezeichnet wurde. Wir müs-
sen zum Beispiel lernen, dass selbst ein nach-
haltiges Wirtschaftswachstum allein nicht
ausreicht, Ländern Frieden zu bringen, in de-
nen korrupte Despoten nach Stasi-Art die De-
mokratie unterdrücken. Wenn der wach-
sende Wohlstand wie in den Maghreb-Län-
dern nur den oberen Zehntausend zugute-
kommt, während die gebildete Mittelschicht
an der wirtschaftlichen Dynamik nicht teilhat
und politisch ohne Einfluss bleibt, können so-
ziale Konflikten oder Umsturzversuche die
Folge sein.

Zur „neuen Realität“ gehört auch, dass die
Glaubwürdigkeit und damit der Einfluss der
westlichen Industrieländer mit ihren stabilen
demokratischen Gesellschaften in den Unru-
heländern erschüttert sind. Der Westen hat
sich auf blühende Geschäfte mit den
Führungsclans dieser Staaten eingelassen, in
der Hoffnung, damit die politische Stabilität
in der Region dauerhaft zu sichern – eine
klare Fehlkalkulation. Die demokratische Op-
position ist auch deswegen so schwach, weil
sie vom Westen bisher ignoriert wurde. Auf-
grund der klebrigen Enge zu den wankenden
Machthabern finden die Politiker deshalb we-
der klare Worte noch ein Echo auf ihre hilflo-
sen Appelle, „nur die Ruhe“ zu bewahren.

Nach der Krise ist vor der Krise – das
scheint die wahre „neue Realität“ zu sein. Die
Unruhen im Maghreb und Ägypten, die nicht
mehr nur von der iranischen Atombombe be-
drohte Stabilität im Nahen und Mittleren Os-
ten sind nur ein Teil der geopolitischen Kri-
sen und Risiken, die den Weltfrieden und da-
mit die wirtschaftliche Erholung der Welt-
wirtschaft bedrohen.

Eine weitere Krise, die noch längst nicht
überwunden ist, befindet sich vor unserer
Haustüre – die Überschuldung fast aller Län-
der der Europäischen Union, die viele Regie-
rungen und die EU nach wie vor zu überfor-

dern scheint. Zwar machten Frankreichs Prä-
sident Nicolas Sarkozy, Kanzlerin Angela Mer-
kel und sogar Großbritanniens Premier Da-
vid Cameron in einem eng abgestimmten
Feldzug in Davos unmissverständlich klar,
dass sie fest auf einen stabilen Euro bauen
und wild entschlossen sind, die nötigen Re-
formen durchzuboxen – aber noch gibt es
nicht mehr als hübsche Absichtserklärungen.
Die Details und die schwierige Umsetzung
kommen erst noch. Die drei haben in Davos
mit ihren starken Auftritten nur ein paar Mo-
nate Zeit eingesammelt. Banker meinten, das
Vertrauen in die Euro-Zone sei definitiv zu-
rückgekehrt, aber wenn die Versprechen
nicht gehalten würden, werde es genauso
schnell wieder verschwinden.

Auch die anderen Risiken sind nicht zu un-
terschätzen: Die Inflation, in den Schwellen-
ländern bereits zu spüren, kann auch nach
Europa und den USA zurückkehren. Das liegt
unter anderem an der Explosion der Rohstoff-
preise, was wiederum mit dem zunehmend
heftigen Ringen um den Zugang zu Rohstof-
fen zusammenhängt. Hier schaut die Welt ein-
mal mehr auf China. Die Volksrepublik steht
auch wegen der künstlichen Verbilligung ih-
rer Währung, in der vor allem die USA eine
Krisenursache sehen, in der Kritik.

Mit China schließt sich der Kreis der Risi-
ken, die die Welt in Atem halten und in Davos
ein zentrales Debattenthema waren. China
als Prototyp der undemokratischen, aber flo-
rierenden Staatswirtschaft, mit dem der Wes-
ten die besten Geschäfte macht. Und China
als das Land, das seine Bevölkerung zwar am
wirtschaftlichen Erfolg beteiligt, aber poli-
tisch bevormundet.

Angesichts des Feuers in Ägypten fragt
man sich, wie lange das noch gutgehen kann.
Denn eins steht fest: Wenn China als Weltwirt-
schaftsmotor ausfällt, steht uns die nächste
Welt-Krise bevor.

„Unser Ziel ist es, innerhalb der
nächsten drei Jahre den
Exportanteil auf 50 Prozent zu
steigern.“
KLAUSREINGEN,
Hauptgeschäftsführer des Bundesverbands
der deutschen Süßwarenindustrie

F rauen beschimpfen Frauen“ – so hat
die „Frankfurter Allgemeine Sonntags-
zeitung“ ihren gestrigen Aufmacher im

Wirtschaftsteil überschrieben. Es ging um
den fast zwei Jahrhunderte dauernden Streit
prominenter Frauen um die weibliche Eman-
zipation in der Gesellschaft. Eine Quintes-
senz des gewollt launigen Beitrags: Immer
wieder waren es die Frauen selbst, die ihrer
Emanzipation durch Streit um die richtigen
Konzepte Steine in den Weg gelegt haben.

Doch der aktuelle Disput, den sich derzeit
Frauenministerin Kristina Schröder und Ar-
beitsministerin Ursula von der Leyen um das
richtige Konzept für eine gesetzliche Frauen-
quote auf den Chefetagen börsennotierter
Unternehmen liefern, ist ein für Deutschland
wichtiger Streit. Hier ringen nicht zwei Mit-
glieder des Kabinetts um die Lufthoheit über
den Stammtischen. Es geht um den richtigen
Weg zu mehr Gleichberechtigung. Das Ziel ist
allgemein akzeptiert. Umso wichtiger ist die
Auseinandersetzung um den Weg dort hin.

Auf der einen Seite die Exfamilienministe-
rin und siebenfache Mutter, die von Anfang
an keinen Hehl daraus machte, dass sie das
Thema Frauen und Familie besser versteht
als ihre jugendliche Nachfolgerin. Auf der an-
deren Seite die werdende Mutter Kristina

Schröder, die sich nicht die Butter vom Brot
nehmen lässt.

Doch wer von den beiden hat nun das bes-
sere Konzept? Am besten wäre gar keine ge-
setzliche Quote. So richtig es ist, dass die Un-
ternehmen bislang viel zu wenig für die ge-
zielte Frauenförderung getan haben, so wahr
ist auch, dass sich das in vielen Unterneh-
men gerade ändert. Zumindest die nächste
Runde bei den Aufsichtsratswahlen, die 2013
ansteht, sollte man vor einer gesetzlichen Re-
gelung daher abwarten.

Wenn schon ein Gesetz kommt, dann ist
Schröders Vorschlag vorzuziehen. Denn er
knüpft an den Corporate-Governance-Kodex
an, den sich die Wirtschaft selbst gegeben
hat: Statt durch den Kodex nur ermuntert sol-
len große Unternehmen durch Gesetz ge-
zwungen werden, sich eine Frauenquote zu
geben. Das müsste auch der Chef der Corpo-
rate-Governance-Kommission, Klaus-Peter
Müller, vertretbar finden. Denn er hatte im-
mer wieder die Wirtschaft gedrängt, ihre
Selbstverpflichtung im Kodex endlich ernst
zu nehmen. Und zu mehr will Frau Schröder
die Wirtschaft nun auch nicht zwingen.

Peter Thelen
thelen@handelsblatt.com
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S
eit dem vergangenen Dienstag ist
eines ganz klar: Nach 30 Jahren
an der Macht hat Husni Mubarak
keine Unterstützung mehr in der
Bevölkerung – wenn er sie denn

je hatte. Vor allem junge Ägypter haben ge-
nug von Korruption, sozialer Ungerechtig-
keit und mangelnden Perspektiven. Sie
können die hölzern vorgetragenen, immer
gleichen Versprechen einer besseren Zu-
kunft nicht mehr hören. Sie wollen Wan-
del. Jetzt. Sofort. Doch haben sie eine realis-
tische Chance, dem autoritären Regime
des 82-jährigen Hosni Mubarak ein Ende zu
bereiten?

Fest steht zum jetzigen Zeitpunkt: Der

alte Präsident und seine Getreuen versu-
chen alles, um dieses Ende abzuwenden.
Und sie sind offensichtlich bereit, hierfür
über Leichen zu gehen.

Als auf den Straßen von Kairo, Alexan-
dria und Suez deutlich wurde, dass die vie-
len Tausend Demonstranten nicht zu stop-
pen waren, als klar war, dass auch scharfe
Munition die Ägypter nicht von ihrer Forde-
rung nach einem Ende des Regimes abbrin-
gen würde, hat sich die Altmännerclique
um Hosni Mubarak offenbar entschieden,
ihre Strategie zu ändern. Drei Taktiken wer-
den nun angewandt, um den eigenen Kopf
und das Regime zu retten.

Die erste Taktik ist es, Sündenböcke zu
präsentieren. Hosni Mubarak setzte kurzer-
hand die Regierung ab, die wegen sozial un-
ausgewogener Wirtschaftsreformen sehr
unbeliebt war. Allerdings: Die Regierung in
Ägypten hat keine Macht und damit auch
kaum Verantwortung – ist also die falsche
Adresse.

Zudem musste einer der am meisten ge-
hassten Politiker in Ägypten, der Multimilli-
ardär Ahmed Ezz, alle seine Führungsäm-
ter innerhalb der Regierungspartei nieder-
legen. Ezz, enger Vertrauter des Präsiden-
tensohnes Gamal Mubarak, war ohne Zwei-
fel ein korrupter Vertreter des Regimes.
Aber eben nur einer. Am System ändern
diese Maßnahmen nichts.

Die zweite Taktik besteht in der Einbin-
dung des Militärs. Nach dem Gewalteinsatz
paramilitärischer Einheiten und Schläger-
trupps des Innenministeriums überneh-

men nun Soldaten die Stellung auf den
wichtigsten Plätzen und Straßen der Haupt-
stadt sowie in anderen Landesteilen. Das
ägyptische Militär hat einen vergleichs-
weise guten Ruf in der Bevölkerung – viele
Familien haben Angehörige in der Armee,
die sich zu einem großen Teil aus Wehr-
dienstleistenden rekrutiert. Zudem gilt das
Militär als weniger korrupt als der aufge-
blähte Polizeiapparat. Bislang verhält sich
das Militär allerdings passiv, die Ordnung
hat es nicht wiederhergestellt.

Das Militär wurde auch in die politische
Verantwortung eingebunden: Der neue Vi-
zepräsident – der erste überhaupt in Muba-
raks Amtszeit – ist der 74-jährige Geheim-
dienstchef Omar Suleiman. Ministerpräsi-
dent wurde der 69-jährige Ahmed Shafiq –
ehemaliger Minister für zivile Luftfahrt
und davor mächtiger Chef der ägyptischen
Luftwaffe. Beide Generäle sind enge Ver-
traute Hosni Mubaraks. Sie sind definitiv
keine Politiker des Wandels.

Die dritte Taktik heißt: Chaos stiften. Die-
ser Schritt ist besonders perfide. Es deutet
einiges darauf hin, dass Polizisten und
Agenten des Innenministeriums nun dazu
eingesetzt werden, die öffentliche Ord-
nung zu stören. Oder genauer gesagt: zu
zerstören. Marodierende Gruppen junger
Männer ziehen vor allem bei Dunkelheit
durch die Straßen, plündern Geschäfte
und Wohnungen, aber auch Museen. Ge-
fängnisse wurden gestürmt und Schwerkri-
minelle entlassen. Es kommt zu regelrech-
ten Angriffen auf einzelne Viertel, auch in

Die Strategie der alten Männer

In Ägypten versucht das
System Mubarak, mit teil-
weise perfiden Methoden
seine Macht zu verteidigen.
Das Schüren von Gewalt
soll den Wunsch nach einer
starken Hand wachrufen.

V
iel zu lange hat sich Europa auf die
strukturellen Probleme der USA kon-
zentriert, wenn es sich mit dem Part-
ner jenseits des Atlantiks beschäf-
tigte. Während sich die Aufmerksam-

keit vor allem in Deutschland auf dessen astrono-
mische Staatsverschuldung, die immens hohe Ar-
beitslosenquote und das Ende des Dollars als
Leitwährung richtete, zimmerte die US-Regie-
rung eine schuldenfinanzierte Antirezessionsstra-
tegie.

Seit dem Wochenende wissen wir: Sie hatte da-
mit Erfolg. Die US-Wirtschaft wuchs 2010 nicht
nur so stark wie seit 2005 nicht mehr. Die Gesamt-
wirtschaftsleistung erreichte im vierten Quartal
mit rund 13,4 Billionen Dollar sogar wieder unge-
fähr das Niveau, das sie vor der Finanzkrise hatte
– privater Konsum und Investitionen der Wirt-
schaft machten dies möglich, obwohl der direkte
Staatseinfluss auf das Wachstum im vierten Quar-
tal sogar negativ gewirkt hat. Es sieht jetzt danach
aus, dass die USA in diesem Jahr und vermutlich
auch 2012 stärker wachsen als im langjährigen
Trend.

Ist es deshalb nun falsch, sich mit den ungelös-
ten, langfristigen Problemen der USA zu beschäfti-
gen? Nicht wirklich. Seit Ausbruch der Krise nah-
men die USA weitere vier Billionen Dollar Kredit
auf, einen Großteil davon, um die Konjunktur an-
zukurbeln. Wenn Washington das Schuldenpro-
blem und die hohe Arbeitslosigkeit nicht in den
Griff bekommt, fährt das Land irgendwann gegen
die Wand.

Trotz dieses Fragezeichens bietet die nun offen-
bar einsetzende starke Expansion der US-Wirt-
schaft in der nächsten Zeit vor allem der deut-
schen Exportindustrie immense Chancen. Sie
ignoriert ja auch nicht das Wachstum in China, ob-
wohl Experten zu Recht vor der langfristigen Ge-
fahr warnen, die dort aus der Unterdrückung rie-
siger Bevölkerungsgruppen erwächst.

Politisch kann sich der US-Aufschwung dage-
gen für Deutschland und sein Bemühen um so-
lide Haushaltsführung in ganz Europa nachteilig
auswirken: Die „amerikanische Lösung“, die
Krise mit neuen Schulden und der Gelddruckma-
schine zu bekämpfen, dürfte im Euro-Raum bald
salonfähig werden. Das gilt vor allem in EU-Län-
dern wie Irland, Griechenland oder demnächst
vielleicht Spanien. In diesen Staaten steht die Poli-
tik unter massivem, teilweise gewalttätigem
Druck der Straße, weil die Bevölkerung die gefor-
derten schmerzlichen Einschnitte nicht hinneh-
men will. Die Bundesregierung und die geldpoli-
tisch konservative Fraktion in der Europäischen
Zentralbank und der Bundesbank werden somit
in schwere Argumentationsnot kommen. Und es
ist nicht so, dass die USA ihr Haushaltsproblem
völlig ignorieren – sie werden dagegen angehen.
Und eine Folge davon wird sein, dass sie von den
Verbündeten eine größere Beteiligung etwa am
Afghanistan-Einsatz fordern werden.

Man muss sich darauf einstellen, dass die USA
vorerst nicht an ihren strukturellen Problemen zu-
grunde gehen. Deutschland muss seine Scheu-
klappen endlich ablegen.

Rolf
Benders
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ärmeren Stadtteilen in Kairo und anderen
Städten. Offenbar sind alle Aktionen zeit-
lich koordiniert und erfolgen mit bemer-
kenswerter Professionalität und Brutalität.
Fast scheint es, als hätte ein Plan für dieses
Vorgehen schon seit längerer Zeit bestan-
den. Das Ziel ist klar: Jeder soll um sein Le-
ben fürchten und daher am besten zu
Hause bleiben. Außerdem soll die Bevölke-
rung Sehnsucht bekommen nach Ruhe
und Ordnung, die am sichersten eine be-
währte, starke Hand gewährleistet.

Mubarak und die alten Generäle, die ihn
umgeben, zeigen einmal mehr, dass es ih-
nen lediglich um Machterhalt geht. Ob es
ihnen tatsächlich gelingt, mit der aufgezeig-
ten Strategie an der Macht zu bleiben,
hängt nicht nur von den Demonstranten
auf Ägyptens Straße ab. Das Ausland ist ge-
fragt, allen voran die USA. Washington hat
entscheidenden Einfluss auf das ägypti-
sche Militär, das seit dem Camp-David-Ab-
kommen, dem ägyptischen Friedens-
schluss mit Israel 1979, jährlich rund 1,3 Mil-
liarden US-Dollar überwiesen bekommt.

Doch auch Deutschland und die EU soll-
ten klar Stellung beziehen: sofortige Been-
digung jedweder Gewalt gegen Demons-
tranten, die Freilassung aller politischen
Häftlinge – auch der noch in Haft befindli-
chen Führer der Muslimbruderschaft –
und die Zusicherung freier und fairer Parla-
ments- und Präsidentschaftswahlen
schnellstmöglich und unter internationa-
ler Beobachtung. Darunter geht es nicht,
und darunter darf es jetzt auch nicht mehr
gehen.

Die arabische Krise stand
nicht auf der offiziellen
Agenda in Davos. Dennoch
kam man an dieser „neuen
Realität“ nicht vorbei.

D
ie „neue Realität“ nach der Wirt-
schaftskrise sollte beim Weltwirt-
schaftsforum im Mittelpunkt ste-
hen – die Rückkehr des Wachs-
tums, größeres Vertrauen in die

Stabilität des Euros, eine neue Initiative zum
Freihandel. Eine warme Welle des Optimis-
mus zog denn auch durch die Debattensäle in
den sonnigen Schweizer Bergen. Mit gegen-
seitigem Schulterklopfen wollten Politiker
und Topmanager die seit vier Jahren ner-
vende Krise endlich beerdigen.

Seltsamerweise wurde die auf Harmonie
und Zuversicht ausgerichtete Davos-Idylle
von der „neuen Realität“ im Nahen Osten
kaum gestört. Der Umsturz in Tunesien und
die aufflammende Gewalt in Ägypten fanden
zwar dank alarmierender Fernsehbilder Ein-
gang in die Gespräche auf den Fluren und
Abendempfängen. Aber das offizielle Pro-
gramm wurde erst am Samstagnachmittag
um eine spontane Expertenrunde ergänzt,
als die meisten Teilnehmer schon auf der
Heimreise oder auf der Skipiste waren. Das
Weltwirtschaftsforum hat die Chance ver-
passt, sich zur Plattform für die Debatte über
eine aktuelle Entwicklung zu machen, die die
Welt bewegt. Die zweifellos ehrenwerte Initia-
tive von Bill Gates zur Ausrottung von Polio
bekam in der Kongresshalle mehr Aufmerk-
samkeit als die Nachrichten von den blutigen
Demonstrationen in Nordafrika.

Die „neue Realität“ ist offenkundig eine an-
dere, härtere und kompliziertere als die, die
in Davos weichgezeichnet wurde. Wir müs-
sen zum Beispiel lernen, dass selbst ein nach-
haltiges Wirtschaftswachstum allein nicht
ausreicht, Ländern Frieden zu bringen, in de-
nen korrupte Despoten nach Stasi-Art die De-
mokratie unterdrücken. Wenn der wach-
sende Wohlstand wie in den Maghreb-Län-
dern nur den oberen Zehntausend zugute-
kommt, während die gebildete Mittelschicht
an der wirtschaftlichen Dynamik nicht teilhat
und politisch ohne Einfluss bleibt, können so-
ziale Konflikten oder Umsturzversuche die
Folge sein.

Zur „neuen Realität“ gehört auch, dass die
Glaubwürdigkeit und damit der Einfluss der
westlichen Industrieländer mit ihren stabilen
demokratischen Gesellschaften in den Unru-
heländern erschüttert sind. Der Westen hat
sich auf blühende Geschäfte mit den
Führungsclans dieser Staaten eingelassen, in
der Hoffnung, damit die politische Stabilität
in der Region dauerhaft zu sichern – eine
klare Fehlkalkulation. Die demokratische Op-
position ist auch deswegen so schwach, weil
sie vom Westen bisher ignoriert wurde. Auf-
grund der klebrigen Enge zu den wankenden
Machthabern finden die Politiker deshalb we-
der klare Worte noch ein Echo auf ihre hilflo-
sen Appelle, „nur die Ruhe“ zu bewahren.

Nach der Krise ist vor der Krise – das
scheint die wahre „neue Realität“ zu sein. Die
Unruhen im Maghreb und Ägypten, die nicht
mehr nur von der iranischen Atombombe be-
drohte Stabilität im Nahen und Mittleren Os-
ten sind nur ein Teil der geopolitischen Kri-
sen und Risiken, die den Weltfrieden und da-
mit die wirtschaftliche Erholung der Welt-
wirtschaft bedrohen.

Eine weitere Krise, die noch längst nicht
überwunden ist, befindet sich vor unserer
Haustüre – die Überschuldung fast aller Län-
der der Europäischen Union, die viele Regie-
rungen und die EU nach wie vor zu überfor-

dern scheint. Zwar machten Frankreichs Prä-
sident Nicolas Sarkozy, Kanzlerin Angela Mer-
kel und sogar Großbritanniens Premier Da-
vid Cameron in einem eng abgestimmten
Feldzug in Davos unmissverständlich klar,
dass sie fest auf einen stabilen Euro bauen
und wild entschlossen sind, die nötigen Re-
formen durchzuboxen – aber noch gibt es
nicht mehr als hübsche Absichtserklärungen.
Die Details und die schwierige Umsetzung
kommen erst noch. Die drei haben in Davos
mit ihren starken Auftritten nur ein paar Mo-
nate Zeit eingesammelt. Banker meinten, das
Vertrauen in die Euro-Zone sei definitiv zu-
rückgekehrt, aber wenn die Versprechen
nicht gehalten würden, werde es genauso
schnell wieder verschwinden.

Auch die anderen Risiken sind nicht zu un-
terschätzen: Die Inflation, in den Schwellen-
ländern bereits zu spüren, kann auch nach
Europa und den USA zurückkehren. Das liegt
unter anderem an der Explosion der Rohstoff-
preise, was wiederum mit dem zunehmend
heftigen Ringen um den Zugang zu Rohstof-
fen zusammenhängt. Hier schaut die Welt ein-
mal mehr auf China. Die Volksrepublik steht
auch wegen der künstlichen Verbilligung ih-
rer Währung, in der vor allem die USA eine
Krisenursache sehen, in der Kritik.

Mit China schließt sich der Kreis der Risi-
ken, die die Welt in Atem halten und in Davos
ein zentrales Debattenthema waren. China
als Prototyp der undemokratischen, aber flo-
rierenden Staatswirtschaft, mit dem der Wes-
ten die besten Geschäfte macht. Und China
als das Land, das seine Bevölkerung zwar am
wirtschaftlichen Erfolg beteiligt, aber poli-
tisch bevormundet.

Angesichts des Feuers in Ägypten fragt
man sich, wie lange das noch gutgehen kann.
Denn eins steht fest: Wenn China als Weltwirt-
schaftsmotor ausfällt, steht uns die nächste
Welt-Krise bevor.

„Unser Ziel ist es, innerhalb der
nächsten drei Jahre den
Exportanteil auf 50 Prozent zu
steigern.“
KLAUSREINGEN,
Hauptgeschäftsführer des Bundesverbands
der deutschen Süßwarenindustrie

F rauen beschimpfen Frauen“ – so hat
die „Frankfurter Allgemeine Sonntags-
zeitung“ ihren gestrigen Aufmacher im

Wirtschaftsteil überschrieben. Es ging um
den fast zwei Jahrhunderte dauernden Streit
prominenter Frauen um die weibliche Eman-
zipation in der Gesellschaft. Eine Quintes-
senz des gewollt launigen Beitrags: Immer
wieder waren es die Frauen selbst, die ihrer
Emanzipation durch Streit um die richtigen
Konzepte Steine in den Weg gelegt haben.

Doch der aktuelle Disput, den sich derzeit
Frauenministerin Kristina Schröder und Ar-
beitsministerin Ursula von der Leyen um das
richtige Konzept für eine gesetzliche Frauen-
quote auf den Chefetagen börsennotierter
Unternehmen liefern, ist ein für Deutschland
wichtiger Streit. Hier ringen nicht zwei Mit-
glieder des Kabinetts um die Lufthoheit über
den Stammtischen. Es geht um den richtigen
Weg zu mehr Gleichberechtigung. Das Ziel ist
allgemein akzeptiert. Umso wichtiger ist die
Auseinandersetzung um den Weg dort hin.

Auf der einen Seite die Exfamilienministe-
rin und siebenfache Mutter, die von Anfang
an keinen Hehl daraus machte, dass sie das
Thema Frauen und Familie besser versteht
als ihre jugendliche Nachfolgerin. Auf der an-
deren Seite die werdende Mutter Kristina

Schröder, die sich nicht die Butter vom Brot
nehmen lässt.

Doch wer von den beiden hat nun das bes-
sere Konzept? Am besten wäre gar keine ge-
setzliche Quote. So richtig es ist, dass die Un-
ternehmen bislang viel zu wenig für die ge-
zielte Frauenförderung getan haben, so wahr
ist auch, dass sich das in vielen Unterneh-
men gerade ändert. Zumindest die nächste
Runde bei den Aufsichtsratswahlen, die 2013
ansteht, sollte man vor einer gesetzlichen Re-
gelung daher abwarten.

Wenn schon ein Gesetz kommt, dann ist
Schröders Vorschlag vorzuziehen. Denn er
knüpft an den Corporate-Governance-Kodex
an, den sich die Wirtschaft selbst gegeben
hat: Statt durch den Kodex nur ermuntert sol-
len große Unternehmen durch Gesetz ge-
zwungen werden, sich eine Frauenquote zu
geben. Das müsste auch der Chef der Corpo-
rate-Governance-Kommission, Klaus-Peter
Müller, vertretbar finden. Denn er hatte im-
mer wieder die Wirtschaft gedrängt, ihre
Selbstverpflichtung im Kodex endlich ernst
zu nehmen. Und zu mehr will Frau Schröder
die Wirtschaft nun auch nicht zwingen.

Peter Thelen
thelen@handelsblatt.com

ÄGYPTEN

Das Schweigen der
Davos-Gesellschaft

„In Deutschlandwerden
Aktionäre von der Politik als
Zocker und Spekulanten
verteufelt.“
DANIELABERGDOLT,
Landesvorsitzende Bayern der Deutschen
Schutzvereinigung fürWertpapierbesitz
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FRAUENQUOTE

Vorteil Schröder

„Die Besucher an den Ständen
waren in Kauflaune.“
JÜRGENTRACHT,
Geschäftsführer des Bundesverbandes
Wassersportwirtschaft,
zur Düsseldorfer Messe „Boot“

„Unser Kompass hat eine
einzige Nadel: Preisstabilität.“
JEAN-CLAUDE TRICHET,
Präsident der Europäischen Zentralbank
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2,5
Prozent beträgt der Anteil
der Zeitarbeit an den
Arbeitsstunden in
Deutschland. „Damit liegen wir im
EU-Vergleich im hinteren Bereich“,
sagte der Vorstandsvorsitzende der
Bundesagentur für Arbeit (BA),
Frank-JürgenWeise. Dass sich bei der
Zahl der Leiharbeiter 2011 ein neuer
Höchststand abzeichne, finde er
grundsätzlich gut, sagte er demMaga-
zin „Wirtschaftswoche“.
Problematisch werde die Sache, wenn
Zeitarbeit nicht demAusgleich von Ka-
pazitätsspitzen diene, sondern nor-
male Arbeitsverhältnisse ersetze. „Von
diesem Zustand sind wir aber noch
weit entfernt.“
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